Beratungen VSAV/ASTO/ASTU

Persönlichkeitsrecht und Vertretung
Problem- und Fragestellung

Ich habe einen bevormundeten Klienten, der taublind und celebral behindert ist. Neulich ist er nach einem epileptischen Anfall nahezu erstickt. Im Spital wurde er reanimiert.

Im Heim beschloss man, ihm oral nichts mehr zu verabreichen (auch nicht mehr den heissgeliebten Schokoladenkuchen), um das Risiko des "Verschluckens" zu vermeiden.

Nun gelangt das Heim an mich mit der Frage, wie bei weiteren ähnlichen Situationen vorzugehen sei. Ich frage mich nun, wer über diese Frage zu entscheiden hat?

Erwägungen

Als Vormund sind Sie für den "Schutz und Beistand in allen persönlichen Angelegenheiten" (Art. 406 ZGB) verantwortlich. Das bedeutet, auch den persönlichen Neigungen und Wünschen Rechnung zu tragen (Vorliebe für bestimmte Speisen), soweit dies nicht eine unmittelbare Gefahr für Leib und Leben des Mündels darstellt. 

Welche Einschränkungen im Falle Ihres Klienten verhältnismässig, ausgewogen und mit dem Grundrecht auf persönliche Freiheit (Art. 10 BV) vereinbar sind, lässt sich abstrakt nicht formulieren und für konkretere Aussagen fehlen mir die nötigen Sachhinweise.

Ich würde Ihnen empfehlen, mit dem Arzt und den Betreuungsverantwortlichen des Heims diese Frage zu erörtern, die Bedürfnisse des Klienten und die daraus entstehenden Risiken gegeneinander abzuwägen und schriftlich ihre Überlegungen in einem Protokoll festzuhalten, welches den Betreuern als "Anweisung" dienen kann. Wichtig scheint mir dabei, dass ersichtlich wird, welche Überlegungen Sie angestellt haben (namentlich auch zu den Aspekten Lebensfreude, persönliche Entscheidungsfreiheit, gesundheitliche Gefahren etc) und wie Sie diese sich teils widersprechenden Anliegen gewichten. So können Sie sich gegen Verantwortlichkeitsfragen absichern (Sie müssen dabei nicht die sicherste Variante wählen, sondern die der Persönlichkeit des Klienten am besten Rechnung tragende).
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